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Merkel überlässt Schäuble das Feld
EURO-KRISE Vorwürfe und Schuldzuweisungen von Oppositionsparteien prägen Parlamentsdebatte

Der Widerstand in der
Union gegen das Euro-
Hilfspaket ist gewachsen.
Der Finanzminister setzt
auf Pathos.

VON RASMUS BUCHSTEINER,
BÜRO BERLIN

BERLIN – Der Luftwaffen-Air-
bus wartet schon. AngelaMer-
kel (CDU) eilt vom Bundestag
direkt nach Berlin-Tegel. Ab-
flug zu den deutsch-brasilia-
nischen Regierungskonsulta-
tionen in Brasilia. Gerade hat
der Bundestag nach hitziger
Debatte unter der Reichstags-
kuppel grünes Licht für das
dritte Griechenland-Hilfspa-
ket gegeben – mit großer
Mehrheit. 453 Abgeordnete
dafür, etwas mehr sogar als
bei der letzten Griechenland-
Abstimmung im Juli.

Eigentlich könnte sich die
Kanzlerin in der Regierungs-
maschine zufrieden zurück-
lehnen. Doch dann, als Mer-
kel und ihre Delegation längst
in der Luft sind, bestätigt sich:
Der Widerstand in der Union
ist größer als gedacht. Dies-
mal haben 63 Abgeordnete

von CDU und CSU mit Nein
gestimmt und damit drei
mehr als beim letzten Mal.
Hinzu kommen drei Enthal-
tungen und 17 Parlamenta-
rier, die nicht zur Sondersit-
zung angereist waren, da-
runter mutmaßlich einige
Euro-Rebellen und Kritiker
der Rettungspolitik. Das Er-
gebnis: ein Denkzettel für
Merkel, Schäuble, Kauder und
Co. Doch jetzt schaut die
Kanzlerin nach vorn.

Am Morgen der Sondersit-
zung im Bundestag hatte sie
nicht in die Debatte eingegrif-
fen, überlässt ihrem Finanz-
minister das Feld. Konzent-
riert, nüchtern und erkennbar
nachdenklich beschreibt
Wolfgang Schäuble (CDU) die
Details des Hilfspakets, das 86
Milliarden Euro umfasst –
zum Ende setzt er dann doch
noch auf Pathos. „Wir brau-
chen aus vielen, vielen Grün-
den ein starkes, ein hand-
lungsfähiges Europa.“ Und
das gehe eben nicht ohne Ver-
lässlichkeit, ohne Vertrauen
und Solidarität.

Angela Merkel lächelt ihm
zu, Sigmar Gabriel (SPD)
auch, Frank-Walter Stein-
meier (SPD) drückt Schäuble

die Hand, Arbeitsministerin
Andrea Nahles (SPD) schiebt
den Finanzminister in seinem
Rollstuhl wieder zur Regie-
rungsbank. So freundlich dort
die Reaktionen ausfallen: Die
Zweifel und das Hadern sind

an diesem Tag auch Schäuble
anzumerken.

Dann wird es turbulent.
Gregor Gysi tritt ans Pult, zu-
nächst keinWort zu Griechen-
land. Viele Zwischenrufe und
viel Kopfschütteln im Plenum

bei Gysis mutmaßlich letzter
oder vorletzter Rede als Lin-
ken-Fraktionschef. „Ich ver-
stehe die ganze Logik nicht“,
kritisiert er die Rettungspoli-
tik, mit der Massenentlassun-
gen in Griechenland erleich-
tert würden. Doch Gysi erklärt
nicht, warum später kein ein-
ziger Linken-Abgeordneter für
das Hilfspaket stimmen wird,
obwohl dieses auf Kompro-
missen mit der griechischen
Links-Regierung beruht.

Vorwürfe, Schuldzuwei-
sungen, scharfe Kritik – in der
Sondersitzung des Bundesta-
ges geht es hoch her. Grünen-
Fraktionschef Anton Hofreiter
rechnet mit Merkels Grie-
chenland-Politik ab. Die Re-
gierung habe in den Verhand-
lungen mit Athen „populis-
tisch und uneuropäisch“
agiert. Die Grünen-Zustim-
mung zum Hilfspaket sei ein
„Ja zu Europa“, kein Ja zur
Bundesregierung.

Als schließlich Unionsfrak-
tionschef Volker Kauder
spricht, wird es mucksmäus-
chenstill. „Einen guten Kom-
promiss“ habeman gefunden,
verteidigt Kauder das Hilfspa-
ket. Das Ergebnis bedeutet
auch einen Dämpfer für ihn.

Die Abgeordneten versammelten sich zur Abstimmung: In der Mitte Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU). BILD: DPA

Abgeordnete der Region geschlossen für Hilfspaket
EURO-KRISE Bedenken wegen Reformfähigkeit Griechenlands – „Austritt aus Eurozone größeres Risiko“

VON HANS BEGEROW

BERLIN –Obwohl sie die Zwei-
fel vieler Menschen an der Re-
formfähigkeit Griechenlands
teilen und auch Zweifel an der
Schuldentragfähigkeit Grie-
chenlands hegen, haben die
fünf CDU-Bundestagsabge-
ordneten des Oldenburger
Landes – Stephan Albani
(Wahlkreis Oldenburg-
Ammerland), Astrid Grotelü-
schen (Delmenhorst-Weser-
marsch-Oldenburg-Land)
Franz-Josef Holzenkamp
(Cloppenburg-Vechta), Hans-
Werner Kammer (Friesland-
Wilhelmshaven-Wittmund)
und Barbara Woltmann (Ol-
denburg-Ammerland) – am
Mittwoch im Bundestag für
das dritte Griechenland-Hilfs-
paket gestimmt. Das erklärten
die Abgeordneten auf Anfrage
derÐ .

„Mein Ja ist mir jedoch
nicht leichtgefallen. Selten
hatte und habe ich so viele
Bedenken bei einer Parla-
mentsabstimmung“, gestand
Stephan Albani ein. Alle ande-
ren Optionen seien jedoch ri-
sikoreicher und chancenär-
mer. So sehen es auch seine

Fraktionskollegen Barbara
Woltmann und Franz-Josef
Holzenkamp. Die strengen
Auflagen, unter denen nun
Griechenland weitere Kredite
erhält, würden nun Früchte
tragen, sind Hans-Werner
Kammer und Astrid Grotelü-
schen überzeugt. Die Chance,

aus der Verwaltungs- und Fi-
nanzkrise herauszufinden,
habe das griechische Volk ver-
dient, so Barabara Woltmann.

Auch die vier SPD-Bundes-
tagsabgeordneten – Karin
Evers-Meyer (Friesland-Wil-
helmshaven-Wittmund), Gab-
riele Groneberg (Cloppen-

burg-Vechta), Susanne Mittag
(Delmenhorst-Wesermarsch-
Oldenburg-Land) und Dennis
Rohde (Oldenburg-Ammer-
land) – votierten für das Paket.
In den vergangenen Wochen
habe die griechische Regie-
rung glaubhaft den Eindruck
vermittelt, dass sie harte Ein-

schnitte vornehmen wolle,
sagte Karin Evers-Meyer. Ga-
rantien gebe es bei histori-
schen Entscheidungen dieser
Dimension freilich keine. Su-
sanne Mittag stimmte dem
Hilfspaket zu, „weil es endlich
ein zukunftsorientiertes,
nachvollziehbares und über-
prüfbares Programm ist, um
Griechenland zu stabilisie-
ren“. Dennis Rohde sprach die
Alternative – Euro-Austritt –
an: „Ein Verlassen der Euro-
Zone wäre das unverhältnis-
mäßig größere Risiko gewe-
sen.“ Zum ersten Mal habe es
im griechischen Parlament
parteiübergreifende Zustim-
mung gegeben, sagte Gabriele
Groneberg.

Für den Grünen-Abgeord-
neten Peter Meiwald (Olden-
burg-Ammerland) wendet das
Hilfspaket den Austritt Grie-
chenlands aus dem Euro ab
und gebe der Politik Grie-
chenlands „Luft zum Atmen“.
Allerdings bestimme „der
Geist der Austeritätspolitik
trotz bisher katastrophaler
Folgen für Menschen und
griechischen Staatshaushalt
immer noch weite Teile des
Paktes.“
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DIESE POLITIKER
SAGTEN NEIN

Unter den 113 Abgeordne-
ten, die gegen das dritte
Hilfspaket für Griechen-
land stimmten, waren eini-
ge prominente Gegner bei
SPD und den Grünen. Das
war einer vom Bundestag
veröffentlichten Liste mit
der namentlichen Abstim-
mung zu entnehmen. Bei
der CDU/CSU verweiger-
ten 63 Abgeordnete Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU)
die Gefolgschaft.

Bereits in der ersten Ab-
stimmung im Juli hatte
der CDU-Abgeordnete
Wolfgang Bosbach das
Hilfspaket kritisiert und
mit Nein gestimmt. Auch
am Mittwoch war er einer
der prominentesten „Re-
bellen“. Noch im Vorfeld
der Abstimmung hatte er
seine Mitstreiter ermahnt,
sich nicht von der Partei-
spitze unter Druck setzen
zu lassen.

Der CDU-Abgeordnete
Klaus-Peter Willsch kriti-
siert die Hilfen für Athen
schon seit Langem und
stimmte auch am Mitt-
woch bei der Abstimmung
dagegen. In die griechi-
sche Regierung habe er
überhaupt kein Vertrauen,
auch mit einer weiteren
Milliardenspritze werde es
das Land nicht schaffen,
sagte Willsch. „Wenn man
zweimal mit Anlauf mit
dem Kopf gegen die Wand
gelaufen ist, dann sollte
man mal gucken, ob‘s
nicht auch irgendwo ‘ne
Tür gibt. Und die Tür heißt
Grexit“, mahnte er die Ab-
geordneten.

Auch bei der SPD blieben
die Reihen nicht geschlos-
sen: In der Abstimmung
votierten vier Abgeordnete
gegen das Hilfspaket,
einer von ihnen war der
frühere Finanzminister
und Ex-Kanzlerkandidat
Peer Steinbrück.

Bei den Grünen gab es
insgesamt nur eine einzi-
ge Nein-Stimme – und die
kam vom prominenten Ab-
geordneten Hans-Chris-
tian Ströbele (Berlin).

Eurozone
gibt erste
Rate frei
BRÜSSEL/DPA – Die Euro-Fi-
nanzminister haben die erste
Kreditrate von 26 Milliarden
Euro aus dem neuen Ret-
tungsprogramm für Grie-
chenland freigegeben. Das
berichteten EU-Diplomaten
am Mittwoch in Brüssel nach
einer telefonischen Bespre-
chung der Ressortchefs. EU-
Vizekommissionschef Valdis
Dombrovskis teilte auf dem
Kurznachrichtendienst Twit-
ter mit, die Unterstützung für
Griechenland sei beschlossen
worden. 13 Milliarden Euro
fließen direkt nach Athen.
Zehn Milliarden sind nur für
die Bankensanierung reser-
viert und werden auf ein Son-
derkonto transferiert. Drei
Milliarden Euro Hilfe sollen
im Herbst fließen.
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